
rechnen und geltend zu machen. Wollte man eine solche 
Verpflichtung generell lestlegen, so würde dies eine Be­
einträchtigung der Rechte der Werfeleiter darstellen, 
denen' durch die wirtschaf tspolitischen Maßnahmen 
der Regierung gerade in letzter Zeit größere Voll­
machten übertragen worden sind. Die Betriebe sollen 
nach den Umständen des Einzelfalls entscheiden, ob sie 
die Vertragsstrafe geltend machen wollen oder nicht. 
Auf jeden Fall haben sie das Recht i zur Geltend­
machung einer entsprechenden Vertragsstrafe. Es ist 
nicht zulässig, durch eine vertragliche Vereinbarung 
von vornherein festzulegen, daß Vertragsstrafen nicht 
gezahlt werden sollen. Ist ein Vertragspartner für eine 
Vertragsverletzung verantwortlich, so ist es eine Ver­
letzung des Prinzips der wirtschaftlichen Rechnungs­
führung, der volkswirtschaftlichen Interessen und der 
Interessen des Betriebs, wenn die Vertragsstrafe nicht 
geltend gemacht wird. Diese Erkenntnis müssen sich 
alle Betriebsleiter zu eigen machen. In keinem Fall 
dagegen darf auf die Geltendmachung einer Vertrags­
strafe verzichtet werden, wenn die Vereinbarungen 
über die Qualität, das Sortiment oder die Art und 
Weise der Verpackung verletzt worden sind. In allen 
diesen Fällen ist mit Sicherheit damit zu rechnen, daß 
der Lieferbetrieb schuldhaft seine Pflicht zur ordnungs­
gemäßen Herstellung und Gütekontrolle der Ware ver­
letzt hat. Im Zuge des Kampfes um die Verbesserung 
der Qualität der Waren soll daher in jedem Fall eine 
Vertragsstrafe berechnet werden, die hier eine echte 
erzieherische Rolle ausübt.
- In den Beratungen des • Rechtsausschusses und des 

Wirtschaftsausschusses wurden vor allem die Fragen 
des Zusammenhangs zwischen dem Vertragsgesetz und 
den vorgeschlagenen Maßnahmen zur Vereinfachung 
des Staatsapparats, der Anwendung des Vertrags­
gesetzes auf die Beziehungen der LPG sowie auch für 
die Beziehungen zwischen der sozialistischen und der 
privaten Wirtschaft erörtert.

Die Bestimmungen des Vertragsgesetzes haben im 
Ergebnis der Beratungen in den Ausschüssen eine For­
mulierung gefunden, die ihre Anwendung sowohl bei 
der gegenwärtig vorgeschlagenen wie bei der künftigen 
Strukturveränderung sichert. Das ist damit erreicht 
worden, daß das Gesetz zwischen zentralen Organen 
der staatlichen Verwaltung, Organen der staatlichen 
Verwaltung und übergeordneten Organen unterscheidet. 
Zentrale Organe sind z. B. die Staatliche Plankommis­
sion und die Ministerien; Organe der staatlichen Ver­
waltung sind neben diesen auch die VVB, die Wirt­
schaftsräte der Bezirke. Ist von übergeordneten Orga­
nen die Rede, so können dies die den Betrieben über­
geordneten staatlichen Organe und auch die übergeord­
neten Organe der sozialistischen Genossenschaften sein. 
Für jeden einzelnen Fall sind die Bestimmungen des 
Gesetzes in dieser Hinsicht überprüft worden.

Das Vertragsgesetz findet dann keine Anwendung, 
wenn für bestimmte Verhältnisse zwischen sozialisti­
schen Betrieben eine besondere gesetzliche Regelung 
vorhanden ist. Das gilt auch für die Landwirtschaft. 
Eine solche Regelung ist z. B. die Pflichtablieferungs­
verordnung für die Verhältnisse zwischen LPG und 
VEAB. Die Bestimmungen der Pflichtablieferungsver­
ordnung gehen denen des Vertragsgesetzes vor. Das gilt 
auch für die Bestimmungen bei Bauverträgen, Trans­
portverträgen usw. zwischen sozialistischen Betrieben. 
Dagegen findet das Gesetz auch in der Landwirtschaft 
Anwendung, soweit keine speziellen gesetzlichen Be­
stimmungen erlassen sind.

Das Vertragsgesetz gilt nicht nur für wechselseitige 
Beziehungen, an denen sozialistische Betriebe beteiligt 
sind, sondern gemäß § 2 Abs. 2 auch für solche Ver­
tragsverhältnisse, an denen andere Betriebe beteiligt 
sind, die Planaufgaben erhalten.

Zu dieser Gruppe gehören die Treuhandbetriebe, so- 
veit sie nach einem Produktionsplan arbeiten, und die 
privaten Industriebetriebe mit staatlicher Beteiligung.

Das Gesetz findet unmittelbar keine Anwendung auf 
die Beziehungen zwischen der sozialistischen und der 
privaten Wirtschaft. Diese andersartigen Verhältnisse 
erfordern ihre eigene Regelung.

Das Vertragsgesetz ist auch von großer Bedeutung für 
die Zusammenarbeit zwischen der zentralgeleiteten, be­
zirksgeleiteten und örtlichen Industrie. Auch hierbei 
sind durch Verbesserung der Zusammenarbeit wesent­
liche Erfolge zur Steigerung der Produktion und der 
Arbeitsproduktivität erreichbar. Es wird eine wichtige 
Aufgabe der Wirtschaftsräte in den Bezirken und der 
Plankommissionen der Räte der Kreise werden, die 
unterstellten Betriebe bei der Organisierung der Zu­
sammenarbeit innerhalb des Bezirks, mit Betrieben an­
derer Bezirke und den Betrieben der zentralgeleiteten 
Industrie zu unterstützen. Über die Vertragsabschlüsse 
und die Erfüllung der Verträge, damit über die Zusam­
menarbeit der Betriebe der bezirksgeleiteten und der 
örtlichen Industrie sollte vor den Volksvertretungen der 
Bezirke und der Kreise berichtet werden. Die Wirt­
schaftsräte sollten auch ökonomische Konferenzen or­
ganisieren, auf denen die Fragen der Zusammenarbeit 
beraten werden.

Aus allen diesen Ausführungen ergibt sich die große 
ökonomische und politische Bedeutung des Vertrags­
gesetzes, aber auch die Aufgabe, seine Bestimmungen 
und deren ökonomischen und politischen Sinn den 
Werktätigen der Betriebe zu erläutern, um die Möglich­
keiten, die in der Organisierung der Zusammenarbeit 
der Betriebe noch enthalten sind, voll auszunutzen. Es 
wird erforderlich sein, in einer breiten Aktion in der 
Presse und in den Fachzeitschriften die hier aufgewor­
fenen Fragen zu erläutern.

Die Arbeit des Staatsanwalts mit der Richtlinie Nr. 7 
des Obersten Gerichts

Von ILSE WARMUTH, Staatsanwalt des Kreises Bad Liebenwerda

Die Richtlinie Nr. 7 des Plenums des Obersten Ge­
richts über Nichtigkeit mündlicher, nicht mit Gründen 
versehener oder der Zustimmung der Gewerkschaft 
entbehrender Kündigungen von Arbeitsrechtsverhält­
nissen vom 20. November 1956 (NJ 1956 S. 732) gab 
uns eine sehr notwendig gewordene Richtschnur für 
die richtige und einheitliche Anwendung der Begriffe 
„Nichtigkeit“ und „Unwirksamkeit“ von Kündigungen 
und Entlassungen. Seitdem ist diese Richtlinie zum 
unentbehrlichen Handwerkszeug des Staatsanwalts 
geworden.

Sehr oft kommen in die Sprechstunde des Staats­
anwalts Werktätige, die sich über erhaltene Kündi­
gungen beschweren. Ich möchte anhand einiger Bei­
spiele aus meiner Praxis von der Arbeit mit der 
Richtlinie Nr. 7 des Obersten Gerichts berichten:

In meiner Sprechstunde erschien eine Landarbeite­
rin, die vom Direktor des volkseigenen Gutes schrift­

lich die Kündigung wegen Fragebogenfälschung, un­
moralischen Verhaltens und Verletzung der Arbeits­
disziplin erhalten hatte. Einen schriftlichen Hinweis, 
daß die Zustimmung der BGL vorliegt, enthielt die 
Kündigung nicht. Mein Anruf informierte den Leiter 
des volkseigenen Gutes unter Hinweis auf die Richt­
linie Nr. 7, daß die Kündigung wegen Fehlens der 
schriftlichen Mitteilung über die vorliegende Zustim­
mung der BGL nichtig sei.

Bald darauf sprach bei mir die Ehefrau eines er­
krankten Arbeiters vor. Ihr war vom Inhaber der 
kleinen privaten Reparaturwerkstatt, in der ihr Mann 
arbeitete, mitgeteilt worden, daß er nicht mehr zum 
Betrieb gehöre. Ihm sei gekündigt worden. Das war in 
der Form geschehen, daß der Chef ihm mündlich er­
klärt -hatte: „Sie sind entlassen! Sie brauchen gar nicht 
wiederzukommen.“ Der Inhaber der Reparaturwerk­
statt mußte sich von mir unter Hinweis auf die Rich't-
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